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Pkw-Überlassung auch zur privaten Nutzung an 
Minijobber 

 
Ehegattenarbeitsverhältnisse sind in der Praxis üb-
lich und können zu steuerlichen und sozialversiche-
rungsrechtlichen Vorteilen führen. Sie müssen je-
doch dafür dem sog. Fremdvergleich standhalten. 
 
Mit Urteil vom 27.9.2017 traf das Finanzgericht Köln 
(FG) eine für die Praxis überraschende Entschei-
dung. Danach ließ es die Kosten für einen Dienst-
wagen auch dann als Betriebsausgaben zu, wenn 
dieser dem Ehegatten im Rahmen eines geringfügi-
gen Beschäftigungsverhältnisses (Minijob) überlas-
sen wird.  
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Im entschiedenen Fall beschäftigte ein Unternehmer 
seine Ehefrau im Rahmen eines Minijobs als Büro-, 
Organisations- und Kurierkraft für 400 € monatlich. 
Er überließ ihr hierfür einen Pkw, den sie auch pri-
vat nutzen durfte. Der geldwerte Vorteil der privaten 
Nutzung wurde mit 1 % des Kfz-Listenneupreises 
(hier 385 €) monatlich angesetzt und vom Arbeits-
lohn der Ehefrau abgezogen (sog. Barlohnumwand-
lung). 
 
Das Urteil des FG landete erwartungsgemäß vor 
dem Bundesfinanzhof (BFH), der in seiner Ent-
scheidung vom 10.10.2018 wie folgt Stellung nahm: 
Die Überlassung eines Dienstwagens zur unbe-
schränkten und selbstbeteiligungsfreien Privatnut-
zung des Arbeitnehmers ist im Rahmen eines ge-
ringfügigen – zwischen Ehegatten geschlossenen – 
Beschäftigungsverhältnisses nicht üblich und daher 
auch steuerlich nicht anzuerkennen. 
 
Ein Arbeitgeber wird bei die unternehmerische Ge-
winnerwartung einzubeziehender Betrachtungswei-
se nur dann bereit sein, einem Arbeitnehmer ein 
Firmenfahrzeug auch zur Privatnutzung zur Verfü-
gung zu stellen, wenn nach einer überschlägigen, 
vorsichtigen Kalkulation der sich für ihn hieraus er-
gebende tatsächliche Kostenaufwand (u. a. auch 
Kraftstoff für Privatfahrten) zuzüglich des vertraglich 
vereinbarten Barlohns als wertangemessene Ge-
genleistung für die Zurverfügungstellung der Ar-
beitskraft anzusehen ist. 
 
Je geringer der Gesamtvergütungsanspruch des 
Arbeitnehmers ist, desto eher erreicht der Arbeitge-
ber die Risikoschwelle, nach der sich wegen einer 
nicht abschätzbaren intensiven Privatnutzung die 
Fahrzeugüberlassung als nicht mehr wirtschaftlich 
erweist.  
 
 
Private Nutzung betrieblicher Fahrräder steuer-
frei - die Zweite 
 

In der Mandanteninformation März 2019 berichteten 
wir kurz über die steuerliche Behandlung der Über-
lassung von betrieblichen Fahrrädern und Elektro-
fahrrädern an Arbeitnehmer. 
 
Das Einkommensteuergesetz stellt diese Nutzung 
seit dem 1.1.2019 steuerfrei. Die Steuerbefreiung 

ist auf drei Jahre befristet. Sie ist letztmals für den 
Veranlagungszeitraum 2021 anzuwenden sowie 
beim Steuerabzug vom Arbeitslohn auf Vorteile, die 
in einem vor dem 1.1.2022 endenden Lohnzah-
lungszeitraum oder als sonstige Bezüge vor dem 
1.1.2022 zugewendet werden. Der Anschaffungs-
zeitpunkt für das betriebliche Fahrrad ist unerheb-
lich. Entscheidend ist allein die Überlassung im Be-
günstigungszeitraum.  
 
Es wird die „Überlassung“ (auch zur privaten Nut-
zung) „eines“ Fahrrads an den Arbeitnehmer durch 
den Arbeitgeber gefördert. Die „Übereignung“ eines 
Fahrrads durch den Arbeitgeber ist weiterhin in Hö-
he des geldwerten Vorteils steuerpflichtig.  

Voraussetzung der Steuerbefreiung ist jedoch, dass 
die Vorteile zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt werden. Gehaltsumwandlungen 
will der Gesetzgeber demnach nicht fördern. 
 
Diese neue Steuerbefreiung gilt nicht für solche 
Elektrofahrräder, die verkehrsrechtlich als Kraftfahr-
zeug einzuordnen sind (wie z. B. Elektrofahrräder, 
deren Motor auch Geschwindigkeiten über 25 km/h 
unterstützt). Für diese gelten die Regelungen der 
Dienstwagenbesteuerung - also bei Elektrofahrrä-
dern die neue eingeführte 0,5-%-Regelung. 
 
Beim Arbeitgeber ist die private Nutzung eines be-
trieblichen Fahrrads nicht als private Nutzungsent-
nahme zu erfassen.  
 

 

 
Handlungsbedarf bei Minijobbern auf Abruf 

 
Durch das Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete 
Arbeitsverträge (Teilzeit- und Befristungsgesetz – 
TzBfG) wurde die gesetzliche Vermutung zur wö-
chentlich vereinbarten Arbeitszeit ab dem 1.1.2019 
von zehn auf 20 Stunden erhöht, wenn keine ein-
deutige Regelung dazu getroffen wurde. Diese Än-
derung hat gravierende Auswirkungen insbesondere 
auf „Minijobber auf Abruf“. 
 
Beispiel: Eine Arbeitszeit für den Minijobber wurde 

nicht festgelegt. 
 

 Bis 31.12.2018: Bei einem (Mindest-

)Stundenlohn von 8,84 € und einer 10-Stunden-
Woche kam bei einem Wochenfaktor von 4,33 
Wochen pro Monat eine Vergütung in Höhe 
382,77 € zum Tragen. Die 450-€-Grenze wurde 
nicht überschritten. 

 

 Seit 1.1.2019: Unter Zugrundelegung des der-

zeitigen Mindestlohns von 9,19 € sowie einer 
(vermuteten) Arbeitszeit von 20 Stunden je Wo-
che kommt bei einem Wochenfaktor von 4,33 
Wochen pro Monat 795,85 € zum Tragen. 
Dadurch wird die 450-€-Grenze überschritten 
und der Arbeitnehmer sozialversicherungspflich-
tig.  

 
Anmerkung: Arbeitsverträge mit Minijobbern mit 

Abrufarbeit ohne Angaben von Arbeitszeiten sollten 
zwingend zeitnah überprüft und angepasst werden.  
Bitte beachten Sie! Durch die Anhebung des Min-

destlohns kann bei gleicher Stundenzahl auch die 
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450-€-Grenze überschritten werden. Bis 31.12.2018 
konnten Minijobber monatlich rund 50 Stunden (450 
/ 8,84 €) arbeiten, seit dem 1.1.2019 sind es nur 
noch rund 48 Stunden (450 / 9,19 €).  
 
 
Steuernachforderungen bei Onlinehändler? 

 
Die Finanzverwaltung in Bayern, Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz sieht bei Online-
händlern, die Onlinemarketing unter Einschaltung 
von nicht in Deutschland ansässigen Unternehmen 
betreiben, dies nicht mehr als Dienstleistung, son-
dern als „Nutzungsüberlassung von Rechten und 
ähnlichen Erfahrungen“. Danach wären Einkünfte 
mit einem Steuersatz von 15 % quellensteuerpflich-
tig. 
 
In der Praxis gibt es erhebliche Widerstände gegen 
diese „sachfremde“ Einschätzung, die zu massiver 
Verunsicherung innerhalb der deutschen E-
Commerce-Wirtschaft führt. So wird erwartet, dass 
das Bundesfinanzministerium mit einem klarstellen-
de Schreiben reagiert, da ansonsten den Unter-
nehmen nur jahrelange Klagen vor den Finanzge-
richten bis hin zum Bundesfinanzhof drohen. 
 

 

 
Auch ausländische Transportunternehmen 
müssen Mindestlohn bezahlen 

 
Das Mindestlohngesetz verpflichtet Arbeitgeber mit 
Sitz im In- oder Ausland, ihren im Inland beschäftig-
ten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern einen 
gesetzlichen Mindestlohn zu zahlen.  
 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) musste 
sich nunmehr mit der Frage auseinandersetzen, ob 
das Mindestlohngesetz auch dann gilt, wenn die Tä-
tigkeit im Inland nur kurze Zeit andauert, wie das z. 
B. bei ausländischen Fernfahrern der Fall sein kann.  
 
Es kam in zwei dazu ergangenen Entscheidungen 
vom 16.1.2019 zu dem Entschluss, dass das Min-
destlohngesetz auch auf solche Arbeitnehmer an-
zuwenden ist. Die Pflicht zur Zahlung des gesetzli-
chen Mindestlohnes verstoße weder gegen Europa-
recht noch gegen Verfassungsrecht. Damit bestätigt 
das FG zugleich die Kontrollbefugnisse der Zollbe-
hörden gegenüber nur vorübergehend im Inland tä-
tigen Transportunternehmen. Das FG hat die Revi-
sion gegen die Urteile zugelassen. 

Entwurf eines Gesetzes gegen illegale Beschäf-
tigung und Sozialleistungsmissbrauch 

 
Mit dem Entwurf eines Gesetzes gegen illegale Be-
schäftigung und Sozialleistungsmissbrauch will die 
Bundesregierung die wirkungsvolle und effektive 
Verhinderung von illegaler Beschäftigung und 
Schwarzarbeit sowie die Rückführung in legale Be-
schäftigung erreichen. 
 
Danach soll die Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
(FKS) zukünftig insbesondere in die Lage versetzt 
werden, nicht nur – wie bisher – Fälle von illegaler 
Beschäftigung und Schwarzarbeit zu prüfen, son-
dern auch Fälle zu prüfen, bei denen Dienst- oder 
Werkleistungen noch nicht erbracht wurden, sich 
aber bereits anbahnen, oder bei denen sie nur vor-
getäuscht werden, um z. B. unberechtigt Sozialleis-
tungen zu erhalten. Dazu sollen die Aufgaben und 
Befugnisse der FKS erweitert werden.  
 
Das Gesetz soll nach der Verkündung in Kraft tre-
ten. Wir halten Sie über die einzelnen Maßnahmen 
über dieses Schreiben auf dem Laufenden, sobald 
das Gesetz in Kraft ist. 
 
 
Verdeckte Gewinnausschüttung durch Berater-
honorare 

 
Eine sog. verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) 
liegt vor, wenn bei einer Kapitalgesellschaft eine 
Vermögensminderung (verhinderte Vermögensmeh-
rung) vorgenommen wird, die durch das Gesell-
schaftsverhältnis veranlasst ist und in keinem Zu-
sammenhang zu einer offenen Ausschüttung steht.  
I. d. R. wird die Veranlassung durch das Gesell-
schaftsverhältnis dann angenommen, wenn die Ka-
pitalgesellschaft ihrem Gesellschafter oder an eine 
ihm nahestehende Person einen Vermögensvorteil 
zuwendet, den sie bei Anwendung der Sorgfalt ei-
nes ordentlichen und gewissenhaften Geschäftslei-
ters einem Nichtgesellschafter nicht gewährt hätte.  
  
Ist der begünstigte Gesellschafter ein beherrschen-
der, so kann eine vGA auch dann anzunehmen 
sein, wenn die Kapitalgesellschaft eine Leistung an 
ihn oder einen nahen Angehörigen erbringt, für die 
es an einer klaren, im Voraus getroffenen, zivilrecht-
lich wirksamen und tatsächlich durchgeführten Ver-
einbarung fehlt – diese also einen sog. „Fremdver-
gleich“ nicht standhält.  
 
Eine Vereinbarung über Beraterhonorare, die ange-
sichts der umfänglichen wie unbestimmten Be-
schreibung der zu erbringenden Beratungsleistun-
gen weder das „Ob“ noch das „Wie“ bzw. „Wann“ 
der vertraglichen Leistungserbringung bestimmen 
lässt, hält nach einer Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs vom 12.9.2018 einem steuerrechtlichen 
Fremdvergleich nicht stand. Die Leistungen sind als 
vGA zu qualifizieren. 
 
Im entschiedenen Fall war den vertraglichen Ver-
einbarungen kein Zeitpunkt zu entnehmen, bis zu 
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dem ein „vertraglich vereinbarter Erfolg“ („Errichtung 
eines Rechnungswesens mit Lohn- und Finanz-
buchhaltung, Kostenrechnung und einer DV-
gestützten Materialwirtschaft“) eingetreten sein soll-
te. Hieraus wurde der Schluss gezogen, dass ein 
ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter ei-
ne derart unkonkrete Vereinbarung mit einem Drit-
ten, der nicht Gesellschafter ist, auch angesichts 
der sich hieraus ergebenden beträchtlichen finanzi-
ellen Verpflichtungen der GmbH, nicht getroffen hät-
te.  
 
 
Rückwirkende Zusammenveranlagung für alle 
die, ihre Lebenspartnerschaft in eine Ehe um-
wandeln 

 
Der Gesetzgeber hat mit dem Gesetz zur Vermei-
dung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit 
Waren im Internet und zur Änderung weiterer steu-
erlicher Vorschriften (UStAVermG) die gesetzliche 
Norm geändert, wonach es eingetragenen Lebens-
partnern nun doch möglich ist, rückwirkend die 
Zusammenveranlagung zu beantragen, wenn sie 
bis 31.12.2019 ihre Lebenspartnerschaft in eine Ehe 
umwandeln. Der Antrag auf Aufhebung oder Ände-
rung der Steuerbescheide ist bis spätestens 
31.12.2020 zu stellen. 
 
Beispiel: A und B sind ihre Lebenspartnerschaft im 

Jahr 2001 eingegangen. Die Zusammenveranla-
gung ist jedoch erst ab dem Jahr 2013 möglich ge-
wesen (vorher nur, wenn sie gegen die Steuerbe-
scheide Einspruch eingelegt haben). Im Jahr 2019 
wird vor dem zuständigen Standesamt die Lebens-
partnerschaft in eine Ehe umgewandelt. A und B 
können also für die Jahre 2001 bis 2012 rückwir-
kend die Zusammenveranlagung beantragen und 
den Splittingtarif erhalten. Der Antrag muss bis zum 
Jahr 2020 erfolgen. 
 
Durch die Umwandlung in eine Ehe kommt es auch 
steuerlich zu einem rückwirkenden Ereignis. Eine 
Verzinsung von evtl. Steuererstattungen ist jedoch 
erst 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres 
möglich, in dem das rückwirkende Ereignis eingetre-
ten ist. Durch diese Maßnahme hat der Gesetzge-
ber nun endlich alle steuerlichen Benachteiligungen 
gegen gleichgeschlechtliche Ehen aufgegeben. 
 
 
Mindestdauer einer Ehe bei Hinterbliebenenver-
sorgung 

 
In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) am 
19.2.2019 entschiedenen Fall enthielt der Arbeits-
vertrag eines Arbeitnehmers eine Hinterbliebenen-
versorgung. Nach dieser Versorgungszusage entfiel 
die Witwenversorgung, wenn die Ehe im Zeitpunkt 
des Todes des Versorgungsberechtigten nicht min-
destens zehn Jahre bestanden hat. Die Ehe wurde 
2011 geschlossen und 2015 verstarb der Ehemann. 
 
Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthal-
tene Versorgungsregelung, nach der die Hinterblie-

benenversorgung entfällt, wenn im Zeitpunkt des 
Todes des Versorgungsberechtigten die Ehe nicht 
mindestens zehn Jahre bestanden hat, benachteiligt 
den unmittelbar Versorgungsberechtigten unange-
messen und ist daher unwirksam. 
 
Orientiert sich eine Ausschlussklausel an willkürlich 
gegriffenen Zeitspannen ohne inneren Zusammen-
hang zum Arbeitsverhältnis und zum verfolgten 
Zweck, so ist eine unangemessene Benachteiligung 
des Versorgungsberechtigten gegeben, weil der 
Zweck der Hinterbliebenenversorgung durch eine 
solche zehnjährige Mindestehedauer gefährdet ist, 
führten die BAG-Richter in ihrer Begründung aus. 
 

 

 
Neues zum Urlaubsrecht 

 
Ein Arbeitnehmer darf seine erworbenen Ansprüche 
auf bezahlten Jahresurlaub nicht automatisch des-
halb verlieren, weil er keinen Urlaub beantragt hat. 
Zu dieser Entscheidung kam der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) mit seinen Urteilen vom 6.11.2018. 
Diese Auffassung bestätigte das Bundesarbeitsge-
richt in seiner Entscheidung vom 19.2.2019. 
 
Weist der Arbeitgeber jedoch nach, dass der Arbeit-
nehmer aus freien Stücken und in voller Kenntnis 
der Sachlage darauf verzichtet hat, seinen bezahl-
ten Jahresurlaub zu nehmen, nachdem er in die La-
ge versetzt worden war, seinen Urlaubsanspruch 
tatsächlich wahrzunehmen, steht das Unionsrecht 
dem Verlust dieses Anspruchs und – bei Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses – dem entsprechen-
den Wegfall einer finanziellen Vergütung nicht ent-
gegen. Die Beweislast liegt beim Arbeitgeber.  
 
Die EuGH-Richter entschieden auch, dass der An-
spruch eines verstorbenen Arbeitnehmers auf eine 
finanzielle Vergütung für nicht genommenen bezahl-
ten Jahresurlaub im Wege der Erbfolge auch auf 
seine Erben übergehen kann. Somit können die Er-
ben von dessen ehemaligem Arbeitgeber eine fi-
nanzielle Vergütung für den von dem Arbeitnehmer 
nicht genommenen bezahlten Jahresurlaub verlan-
gen. 
 

 
Unwirksame Formulierung zur Erbeinsetzung im 
Testament  

 
In einem vom Oberlandesgericht Köln (OLG) ent-
schiedenen Fall errichtete ein Ehepaar ein gemein-
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schaftliches privatschriftliches Testament, das u. a. 
folgenden Inhalt hatte: 
 
„Testament – Wir bestimmen gegenseitig, dass der 
Überlebende der Alleinerbe des Verstorbenen sein 
soll. Nach dem Tod des zuletzt verstorbenen Ehe-
gatten soll derjenige, der den zuletzt verstorbenen 
Ehegatten begleitet und gepflegt hat, der Alleinerbe 
sein.“ Der Mann verstarb vor seiner Ehefrau. Nach 
dem Tod der Ehefrau sahen sich ihr Bruder und 
auch der Bruder ihres bereits verstorbenen Ehe-
mannes als Alleinerbe. 
 
Das OLG entschied, dass die o. g. Formulierung im 
Testament nicht hinreichend bestimmt und daher 
keine eindeutige Einsetzung eines Erben enthält. 
Eine Person muss zwar nicht namentlich genannt 
sein. Erforderlich ist aber, dass die Person des Be-
dachten anhand des Inhalts der Verfügung, gege-
benenfalls unter Berücksichtigung von außerhalb 
der Urkunde liegenden Umständen zuverlässig 
festgestellt werden kann. 
 
Unbestimmt in diesem Sinne ist zunächst der Begriff 
der „Pflege“. Dies gilt sowohl für die Art der Pflege-
leistungen als auch für ihren Umfang. Weiterhin 
lässt die Formulierung im Testament offen, über 
welchen Zeitraum die inhaltlich und umfänglich un-
bestimmten Pflegeleistungen erbracht werden soll-
ten, um von einer Erbeinsetzung ausgehen zu kön-
nen. Ferner kann der Begriff „Begleiten“ unter-
schiedlich ausgelegt werden; das „Begleiten“ als 
bloßes „sich kümmern“ oder im Zusammenhang mit 
dem Sterbevorgang. 
 

 

 
Sittenwidrige Verknüpfung zwischen Erbenstel-
lung und Besuchspflicht 

 
Setzt ein Erblasser erbrechtliche Vermögensvorteile 
als Druckmittel für zu Lebzeiten durchzuführende 
Besuche seiner Enkelkinder ein, ist eine an die Be-
suchspflicht geknüpfte bedingte Erbeinsetzung der 
Enkel sittenwidrig und damit nichtig. Die Enkel sind 
unter Berücksichtigung des hypothetischen Willens 
des Erblassers auch ohne Erfüllung der Besuchs-

pflicht Miterben, entschied das Oberlandesgericht 
Frankfurt am Main am 5.2.2019. 
 
Die in dem Testament geforderten Besuche erfolg-
ten nicht, sodass die anderen beiden im Testament 
bedachten Erben die Erteilung eines Erbscheins 
beantragten, der sie als hälftige Miterben ausweisen 
sollte.  
 
Die Nichtigkeit der Besuchsbedingung führte jedoch 
nicht zur Nichtigkeit der Erbeinsetzung. Hätte der 
Erblasser gewusst, dass die von ihm testierte Be-
suchsbedingung unwirksam wäre, ist davon auszu-
gehen, dass er seine beiden Enkelkinder trotzdem 
als Miterben eingesetzt hätte. Dafür spricht gerade 
die von ihm gewünschte enge Bindung zu den En-
keln. 
 
 
Kompromiss zur Lockerung des Informations-
verbots für Schwangerschaftsabbrüche 

 
Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung sol-
len Ärzte, Krankenhäuser und Einrichtungen künftig 
öffentlich darüber informieren dürfen, dass sie 
Schwangerschaftsabbrüche durchführen. Auch der 
Hinweis auf weitere Informationen zu Schwanger-
schaftsabbrüchen von neutralen Stellen wie bei-
spielsweise der Ärztekammer soll erlaubt sein. Wei-
tere Informationen beispielsweise zu Methoden dür-
fen Ärzte aber nicht angeben. Damit machen sie 
sich weiterhin strafbar. 
 
Zulässig sind Hinweise über angewandte Methoden 
nur auf einer zentralen Liste, die seitens der Bun-
desärztekammer geführt werden soll. Sie enthält 
auch die Namen der Ärzte, die Schwangerschafts-
abbrüche durchführen. Die Liste wird monatlich ak-
tualisiert und ist im Internet einsehbar. 
 
Als Nächstes geht der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung in die Ausschussberatungen des Bundes-
tages. Die erste Lesung des Gesetzentwurfes hat 
dort bereits stattgefunden. Sobald der Bundestag 
das Gesetz beschlossen hat, kommt es in einem 
zweiten Durchgang erneut in den Bundesrat. 
 
 
Bestellerprinzip bei Immobilienkauf geplant 

 
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz hat einen Gesetzentwurf für das Bestel-
lerprinzip, dass bereits bei der Mietwohnungsver-
mittlung gilt, auch für den Immobilienkauf vorgelegt. 
Danach soll derjenige die Provision tragen, der den 
Makler beauftragt. Eine Kappungsgrenze ist  nicht 
vorgesehen. Der Verkäufer soll die Provisionshöhe 
mit dem Makler aushandeln und der Maklerauftrag 
muss schriftlich erfolgen. Ferner ist nach dem Ent-
wurf die Berechnung von Zusatzkosten an den Käu-
fer verboten, die von dem Verkäufer oder einem 
Dritten für die Vermittlung oder zusammenhängen-
de Leistungen geschuldet werden. 
 
 



STEUER-TIPS 04/19 

 
 
 

 
 
DONHAUSER & PARTNER mbB Steuerberater Seite 6  Tel: 09181/40530 – Fax: 09181/405327 

Mussinanstraße 63 – 92318 Neumarkt Web: www.donhauser-stb.de E-Mail: info@donhauser-stb.de 

 
 
Konkludente Abnahme von Architektenleistun-
gen 

 
Eine konkludente Abnahme kann vorliegen, wenn 
der Unternehmer aus dem Verhalten des Bestellers 
nach Treu und Glauben und mit Rücksicht auf die 
Verkehrssitte schließen konnte und durfte, der Be-
steller billige seine Leistung als frei von wesentli-
chen Mängeln. Das kann z. B. der Fall sein bei wi-
derspruchsloser Hinnahme der Fertigstellungsbe-
scheinigung oder bei einer vorbehaltlosen Zahlung 
des Werklohns. Die konkludente Abnahme einer Ar-
chitektenleistung kann auch darin liegen, dass der 
Besteller nach Fertigstellung der Leistung und nach 
Ablauf einer angemessenen Prüffrist nach Bezug 
des fertiggestellten Bauwerks keine Mängel der Ar-
chitektenleistung rügt. 
 
Dieser Entscheidung des Oberlandesgerichts 
Schleswig-Holstein vom 2.1.2018 lag der nachfol-
gende Sachverhalt zugrunde: Eine Auftraggeberin 
bezog nach Beendigung der letzten Arbeiten das 
neuerbaute Einfamilienhaus im August 2010. Be-
reits im September 2008 wurde die Schlussrech-
nung von ihr beglichen. Etwa ein Jahr nach dem 
Einzug rügte sie beim Architekten einen Mangel an 
dem Haus, sodass es in der Folgezeit mit dem Ar-
chitekten Verhandlungen zur Nachbesserung gab. 
Diese waren erfolglos. Daher verlangte die Auftrag-
geberin vom Architekten im Dezember 2016 Scha-
densersatz. 
 
Die Verjährung begann mit der konkludenten Ab-
nahme der Leistungen der Auftraggeberin spätes-
tens im August 2010. Die fünfjährige Verjährungs-
frist beginnt laut Bürgerlichem Gesetzbuch (BGB) 
mit der Abnahme. Abnahme im Sinne des BGB be-
deutet die körperliche Entgegennahme des Werks 

durch den Besteller verbunden mit dessen Billigung 
des Werks als im Wesentlichen vertragsgerecht er-
brachte Leistung. Als rechtsgeschäftliche oder ge-
schäftsähnliche Erklärung kann die Billigung der 
Werkleistung auch konkludent erfolgen. 
 
Ob eine konkludente Abnahme vorliegt, beurteilt 
sich grundsätzlich nach den Umständen des Einzel-
falls. Die Voraussetzungen lagen hier vor. In der 
vorbehaltlosen Zahlung der Schlussrechnung in 
Verbindung mit der widerspruchslosen Hinnahme 
der Fertigstellungsanzeige ist eine konkludente Bil-
ligung der Auftraggeberin zu sehen.  
 
 
Instandhaltungspflicht eines vorhandenen Tele-
fonanschlusses  

 
Der Vermieter hat die Mietsache dem Mieter in ei-
nem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten 
Zustand zu überlassen und sie während der Mietzeit 
in diesem Zustand zu erhalten. Der Umfang der 
Pflicht des Vermieters zur Gebrauchserhaltung rich-
tet sich danach, was die Parteien als vertragsge-
mäß vereinbart haben. 
 
Fehlt es bezüglich der Telefonleitung an einer ver-
traglichen Vereinbarung, wird der zum vertragsge-
mäßen Gebrauch geeignete Zustand nach den ge-
samten Umständen des Mietverhältnisses und den 
daraus in Auslegung abzuleitenden Standards be-
stimmt, insbesondere nach der Mietsache und de-
ren beabsichtigter Nutzung sowie der Verkehrsan-
schauung. 
 
 
Betrug mit vermeintlichen Inkasso-Schreiben 

 
In der Vergangenheit verschickten Betrüger ver-
mehrt Zahlungsaufforderungen per E-Mail oder 
SMS. Die Forderungen sind i. d. R. frei erfunden, 
die angegebenen Inkassounternehmen existieren 
gar nicht. Um den Mails einen seriösen Touch zu 
geben und den vermeintlichen Forderungen Nach-
druck zu verleihen, nutzen die Versender z. B. die 
Logos oder fälschen E-Mail-Adressen bestehender 
Unternehmen. 
 
Empfänger einer solchen Nachricht sollten daher 
genau hinschauen und prüfen, ob die Angaben im 
Briefkopf mit dem Rest des Schreibens überein-
stimmen. Ein weiteres Indiz für eine falsche Zah-
lungsaufforderung kann sein, dass die angegebene 
Bankverbindung ins Ausland verweist. Dies ist an 
den ersten beiden Buchstaben der IBAN zu erken-
nen. Betroffene sollten den Gläubiger oder das In-
kasso-Unternehmen in solchen Fällen um Aufklä-
rung bitten. 
 
 
Rechtsauffassung des BGH bei Fahrzeug mit 
unzulässiger Abschalteinrichtung 

 
In seinem Beschluss vom 8.1.2019 hat der Bundes-
gerichtshof (BGH) auf seine vorläufige Rechtsauf-
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fassung hingewiesen, dass bei einem Fahrzeug, 
welches bei Übergabe an den Käufer mit einer un-
zulässigen Abschalteinrichtung ausgestattet ist, die 
den Stickoxidausstoß auf dem Prüfstand gegenüber 
dem normalen Fahrbetrieb reduziert, vom Vorliegen 
eines Sachmangels auszugehen sein dürfte. Sie 
führten aus, dass hier die Gefahr einer Betriebsun-
tersagung durch die für die Zulassung zum Stra-
ßenverkehr zuständige Behörde besteht und es 
damit an der Eignung der Sache für die gewöhnli-
che Verwendung (Nutzung im Straßenverkehr) feh-
len dürfte. 
 
Zudem hat der BGH auf seine vorläufige Einschät-
zung hingewiesen, dass die Auffassung, die vom 
Käufer geforderte Ersatzlieferung eines mangel-
freien Neufahrzeugs sei unmöglich, weil der Käufer 
ein Fahrzeug der ersten Generation der betreffen-
den Serie erworben habe, diese aber nicht mehr 
hergestellt werde und ein solches Modell auch nicht 
mehr beschafft werden könne, rechtsfehlerhaft sein 
könnte. Denn im Hinblick auf den Inhalt der vom 
Verkäufer vertraglich übernommenen Beschaf-
fungspflicht dürfte ein mit einem nachträglichen Mo-
dellwechsel einhergehender mehr oder weniger 
großer Änderungsumfang für die Interessenlage des 
Verkäufers in der Regel ohne Belang sein. Vielmehr 
dürfte es – nicht anders als sei das betreffende Mo-
dell noch lieferbar – im Wesentlichen auf die Höhe 
der Ersatzbeschaffungskosten ankommen. Dies 
führt jedoch nicht zur Unmöglichkeit. Vielmehr kann 
der Verkäufer eine Ersatzlieferung gegebenenfalls 
verweigern, sofern die Ersatzlieferung nur mit unver-
hältnismäßigen Kosten möglich ist. 
 

 

 
Kurz berichtet 
 
Anwohner müssen Mülltonnen zum Sammelplatz 
bringen: Das Verwaltungsgericht Gießen hat in drei 

Eilverfahren die Anordnungen des Müllabfuhr-
zweckverbandes für rechtmäßig erachtet, mit denen 
die Anwohner einzelner Straßen in der Stadt ver-
pflichtet wurden, ab dem 1.1.2018 die Mülltonnen 
und den Sperrmüll in einem vorgegebenen Bereich 
bereitzustellen. 
 
Für die Anwohner bedeutete dies, dass sie ihre 
Mülltonnen über Entfernungen zwischen 75 und 110 
m zu den jeweiligen Sammelplätzen schieben müs-
sen, wo sie dann von dem Entsorgungsunterneh-
men geleert werden. 
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 Fälligkeitstermine Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  

Soli.-Zuschlag (mtl.) 

 

 
10.4.2019 

 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

26.4.2019 

 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 

 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 

Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

zzgl. 40 € Pauschale 
 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2019: Februar = 103,8; Januar = 103,4 

2018: Dezember = 104,2; November = 104,2; Oktober = 104,9;  

September = 104,7 

 

Bitte beachten Sie, dass ab Januar der Index von  
2010 = 100 auf 2015 = 100 geändert wurde! 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

 
 
 
Lesen Sie auf unserer Homepage unter „www.donhauser-stb.de“ weitere interessante Beiträge. 

 
 
 
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht über-
nommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Spruch des Monats: 

 
 
Jede Zeit ist umso kürzer, je glücklicher man ist. 

Plinius der Jüngere William James; um 61 – 114, römischer Beamter und Schriftsteller 

 
 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html
http://www.donhauser-gbr.de/

